
Dokumente zu den Bedingungen der Kapitallebensversicherungen 

und ihrer Nichtverbeitragbarkeit nach § 229 SGB V 

 

 

  



Der Beschwerdeführer verweist auf die „Application Form - 71. Anmerkungen“ 

Es ist einerseits erforderlich für den Nachweis der Einhaltung der Zulässigkeitsvoraussetzungen gemäß Artikel 35 Absatz 1 der 
Konvention die eingelegten Rechtsmittel und das Datum der letzten Entscheidung aufzuzeigen; es geht aber auch darum zu zeigen, dass 
nicht nur die Verletzung der Rechte des Beschwerdeführers das Thema ist, sondern dass in gleicher Weise 6,3 Mio Bundesbürger um ca. 20% 
ihrer Ersparnisse aus Kapitallebensversicherungen betrogen wurden bzw. werden mit einer aktuellen Betrugssumme von ca. 30 Milliarden 
Euro. 
Es ist deshalb notwendig aus der Anzahl der ca. 750 vorhandenen Beweisdokumente mit über 11000 Seiten („beigefügte Unterlagen“ S. 1) 
geeignet auszuwählen. 

Die in der Beschwerde nachfolgend als ANLAGE 4 ausgewählten und beigefügten Dokumente (S. 72-199) sind in den Übersichten gelb 
markiert. Sie dienen in erster Linie dem Beweis, 

• dass keiner der Arbeitsverträge (K1.1 bis K1.4; S. 72-87) des Beschwerdeführers eine Versorgungszusage des Arbeitgebers umfasste, 
• dass die Regelungen des Arbeitsgebers (K1.5, K1.6; S. 88-93) die Übernahme von Versorgungszusagen (Betriebsrenten) definitiv 

ausschlossen 
• dass die 3 Kapitallebensversicherungen des Beschwerdeführers (K1.7 bis. K1.10 bzw. [IG_K-KV_2301] bis [IG_K-KV_2304], S. 94-118) 

keine Abfindungen für Versorgungsanwartschaften waren, sondern Kapitallebensversicherungen  
• und dass dies der AOK Bayern und dem Sozialgericht München spätestens seit der Übersendung der Klagebegründung am 22.02.2016 

zur Klage 2 mit diesen Dokumenten als Anlagen bekannt war. 

Darüber hinaus war dem Versicherer, der Allianz Lebensversicherungs-AG während der gesamten Laufzeit der Versicherungsverträge 
vollständig klar, dass das Ergebnis der Kapitalansparung privates Sparguthaben erzeugte, welches zu keiner Zeit (also weder vor dem 
1.1.2004 noch nachher) sozialversicherungspflichtig zur Kranken- und Pflegeversicherung war (S. 149-176). 

Die Klageschrift der Klage 2 beim Sozialgericht München (SG66) befindet sich in ANLAGE5 (S. 222-223).. 



 

 

Die Anlagen [IG_K-KV_2301] bis [IG_K-KV_2304] (S. 94-148).sind auch in der IG homepage barrierefrei verfügbar zusammen mit den 
Schreiben zwischen dem Beschwerdeführer und den Vorständen der Allianz Lebensversicherungs-AG [IG_K-KV_2307] bis [IG_K-KV_2314] (S. 
149-176).. Diese belegen, dass die Vorstände für die Tatsachenfeststellung ihres Betrugs im besonders schweren Fall (§ 263 (1), (2), (3) Nr. 2 
StGB) und ihrer Verletzung von Privatgeheimnissen (§ 203 StGB) nur ein Schulterzucken übrighaben. 

Beispiele von anderen Betrogenen belegen allerdings, dass massive Vorhaltungen ihres kriminellen Verhaltens noch vor Auszahlung der 
Sparerlöse und vor Meldung an die gesetzlichen Krankenkassen die Vorstände von Lebensversicherern ggf. daran hindern können, dass diese 
sich zu diesen geplanten Straftaten im Einzelfall hinreißen lassen (siehe ANLAGE3: [IG_K-KV_990x], [IG_K-KV_9304], [IG_K-KV_920x]); das 
gilt auch für die Vorstände der Allianz Lebensversicherungs-AG (siehe ANLAGE3: [IG_K-KV_921x]).  

Am letzten Beispiel (siehe ANLAGE3: [IG_K-KV_921x]) ist sehr schön nachzuverfolgen, wie die Allianz Lebensversicherungs-AG den Wechsel 
von Arbeitgebern benutzte, um mit vertragswidrigen Änderungen in den jeweils „neu ausgegebenen“ Versicherungsscheinen „bei angeblicher 
Beibehaltung der Versicherungsbedingungen“ den staatlich organisierten Betrug beim Einzelnen vorzubereiten. Als der Beschwerdeführer ab 
01.12.2009 in Altersteilzeit ging (K1.4; S. 83), versuchte die Allianz Lebensversicherungs-AG bei ihm ebenfalls den Betrug durch „heimliche 
Veränderung“ der Vertragsbedingungen vorzubereiten; der Beschwerdeführer hat sich aber damals erfolgreich dagegen zur Wehr gesetzt. 



Zudem ist in [IG_S08] 20200110_Die Versicherer der Kapitallebensversicherungen stehen den gesetzl. Krankenkassen in puncto Kriminalität in 
nichts nach“ (S. 797 ff) anhand eines Versicherungsscheines des Beschwerdeführers ([IG_K-KV_2301], S. 94-103) detailliert beschrieben, 
welche zum Rechtsbruch geradezu einladenden Versicherungsscheine die deutschen Versicherer unter angeblicher Kontrolle durch das BAV 
bzw. ab 2002 die BaFin und durch das diesem übergeordnete Bundesfinanzministerium (BMF) seit den 80er Jahren verwenden durften. Einem 
Bundesfinanzministerium übrigens, was ausgerechnet seit März 2018 von jenem Olaf Scholz geführt wird, der sich als SPD Generalsekretär 
diesen staatlich organisierten Betrug unter Kanzler Schröder ausgedacht hat ([IG_S08] Kap. 4 c; S. 766). 

Dass die Versicherer für ihre Mitwirkung im staatlich organisierten Betrug als Gegenleistung die Möglichkeit erhielten zusätzlich auf „eigene 
Rechnung“ die Versicherten auch noch zu betrügen, können die Betrogenen bisher nicht beweisen. Das ist die einzige Aussage in dem ganzen 
aufgezeigten Komplex des staatlich organisierten Betrugs auf Basis von Rechtsbeugung und Verfassungsbruch, die die Betrogenen 
noch nicht beweisen können; jedoch ist diese Annahme sehr plausibel mit Argumenten unterfüttert (siehe [IG_K-KV_2313], S. 162  und 
[IG_S08], S. 797 ff). 

 

 

 

 

Und am Ende enthält die ANLAGE4 die 3 Dokumente die auch z.B. dem Strafantrag gegen die Verantwortlichen der AOK Bayern beigefügt 
waren und die beweisen (S. 171-199),  

• dass die Verbeitragung der Sparerlöse der 3 Kapitallebensversicherungen nach § 229 SGB V nichts anderes als Rechtsbeugung (§ 339 
StGB i.V.m. § 12 StGB ein Verbrechen) ist,  

• dass der 12. Senat des Bundessozialgerichts ein selbstreferentielles Unrechtssystem geschaffen hat, nach welchem (bis auf wenige 
Ausnahmen) die Sozialgerichte der Bundesrepublik Deutschland Rechtsbeugung betreiben 

• und dass diese rechtsbeugende „Rechts“sicht in klarem Widerspruch zum einzigen Beschluss einer Kammer des Ersten Senats um den 
Vizepräsidenten Kirchhof steht, den dieser - außer der standardmäßigen Nichtannahme von Verfassungsbeschwerden - jemals in 
diesem Thema „Verbeitragbarkeit“ gefällt hat. 



Verfahren (Klagen 1 und 2) vor der 2. Kammer des Sozialgerichts München 

Übersicht über die vorhandenen Dokumente 

 

 

 

  



 

 

 

 



 

 

 

  



 

 

 

Der Beschwerdeführer verweist auf die „Application Form - 71. Anmerkungen“ 

Es ist einerseits erforderlich für den Nachweis der Einhaltung der Zulässigkeitsvoraussetzungen gemäß Artikel 35 Absatz 1 der 
Konvention die eingelegten Rechtsmittel und das Datum der letzten Entscheidung aufzuzeigen; es geht aber auch darum zu zeigen, dass 
nicht nur die Verletzung der Rechte des Beschwerdeführers das Thema ist, sondern dass in gleicher Weise 6,3 Mio Bundesbürger um ca. 20% 
ihrer Ersparnisse aus Kapitallebensversicherungen betrogen werden mit einer aktuellen Betrugssumme von ca. 30 Milliarden Euro. 
Es ist deshalb notwendig aus der Anzahl der ca. 750 vorhandenen Beweisdokumente mit über 11000 Seiten („beigefügte Unterlagen“ S. 1) 
geeignet auszuwählen. 

Die der Beschwerde nachfolgend in ANLAGE 5 ausgewählten und beigefügten Dokumente aus dem Verfahren vor dem Sozialgericht 
München sind in der Übersicht aller hierzu vorhandenen Dokumente gelb markiert.  

  



Hinzu kommt bei den Dokumenten zum 1. Verfahren vor dem Sozialgericht München, dass nur auf die letzten Dokumente in der IG homepage 
barrierefrei zugegriffen werden kann.  

 

Die anderen Dokumente sind nicht in der IG homepage abgelegt, weil sie in der frühen Phase des Rechtsstreits entstanden sind, als der 
Beschwerdeführer noch nicht so tiefe Einblicke in das gesetzwidrige Verhalten der Juristen hatte.  

Heutzutage ist auf Basis der aktuellen Erkenntnisse einiges besser zu machen; siehe auch die Dokumente zu den Klagen 3, 4 und 5 vor dem 
Sozialgericht München (Klage 3: siehe ANLAGE3 [IG_K-SG_23300] bis [IG_K-SG_23331]; Klage 4: siehe ANLAGE3 [IG_K-SG_23400] bis 
[IG_K-SG_23418]; Klage 5: siehe ANLAGE3 [IG_K-SG_23500] bis [IG_K-SG_23515]). Daraus resultiert auch, dass die Richter im ersten 
Verfahren vor dem Sozialgericht München mit relativ wenig nachgewiesenen Rechtsbrüchen bzw. nachgewiesenen Straftaten davonkamen 
([IG_K-SG_23065]; S. 307-311). 

Anmerkung: die Klagen 3, 4 und 5 dienen nicht dazu einen nationalen Rechtsweg zu vervollständigen (denn der ist vollständig durchlaufen), 
sondern die fortlaufende Erhöhung der „Beiträge“ durch die AOK Bayern als Möglichkeit zu weiterer Klage zu nutzen und so weitere Beweise 
über die Straftaten der Sozialrichter zu sammeln. 



Verfassungsbeschwerde 

Übersicht über die vorhandenen Dokumente 

 

 



 

 

Der Beschwerdeführer verweist auf die „Application Form - 71. Anmerkungen“ 

Es ist einerseits erforderlich für den Nachweis der Einhaltung der 
Zulässigkeitsvoraussetzungen gemäß Artikel 35 Absatz 1 der Konvention die 
eingelegten Rechtsmittel und das Datum der letzten Entscheidung aufzuzeigen; es geht aber 
auch darum zu zeigen, dass nicht nur die Verletzung der Rechte des Beschwerdeführers das 
Thema ist, sondern dass in gleicher Weise 6,3 Mio Bundesbürger um ca. 20% ihrer 
Ersparnisse aus Kapitallebensversicherungen betrogen wurden bzw. werden mit einer 
aktuellen Betrugssumme von ca. 30 Milliarden Euro. 
Es ist deshalb notwendig aus der Anzahl der ca. 750 vorhandenen Beweisdokumente mit 
über 11000 Seiten („beigefügte Unterlagen“ S. 1) geeignet auszuwählen. 

Die der Beschwerde nachfolgend in ANLAGE 6 ausgewählten und beigefügten Dokumente 
aus der Verfassungsbeschwerde beim Zweiten Senat des Bundesverfassungsgerichts 
sind in der Übersicht aller hierzu vorhandenen Dokumente gelb markiert. Es wurden nur 
wenige Beweisdokumente weggelassen, da es um das gesetzwidrige Verhalten des 
obersten deutschen Gerichts geht.  

Von der Verfassungsbeschwerde selbst wird nur das Hauptdokument (S. 332-370) beigefügt, 
da die gesamte Verfassungsbeschwerde 1033 Seiten umfasst. Das sollte hier keine Rolle 
spielen, da sich das Bundesverfassungsgericht bis heute ja auch nicht mit irgendwelchen 
inhaltlichen Aussagen der Beschwerde beschäftigt hat. 

Die Seitenanzahl in Einzeldokumenten kann ggf. geringer gegenüber der Liste in ANLAGE3 
sein, da z.B. unwichtige Sendenachweise weggelassen wurden. 



Berufungsverfahren (Klagen 1 und 2)  

vor dem 4. Senat des Bayerischen Landessozialgerichts  

Übersicht über die vorhandenen Dokumente 

 

 

 

 

 

 

Der Beschwerdeführer verweist auf die „Application Form - 71. Anmerkungen“ 

Es ist einerseits erforderlich für den Nachweis der Einhaltung der 
Zulässigkeitsvoraussetzungen gemäß Artikel 35 Absatz 1 der Konvention die 
eingelegten Rechtsmittel und das Datum der letzten Entscheidung aufzuzeigen; es geht aber 
auch darum zu zeigen, dass nicht nur die Verletzung der Rechte des Beschwerdeführers das 
Thema ist, sondern dass in gleicher Weise 6,3 Mio Bundesbürger um ca. 20% ihrer 
Ersparnisse aus Kapitallebensversicherungen betrogen wurden bzw. werden mit einer 
aktuellen Betrugssumme von ca. 30 Milliarden Euro. 
Es ist deshalb notwendig aus der Anzahl der ca. 750 vorhandenen Beweisdokumente mit 
über 11000 Seiten („beigefügte Unterlagen“ S. 1) geeignet auszuwählen. 



Die der Beschwerde nachfolgend in ANLAGE 7 ausgewählten und beigefügten Dokumente 
aus dem Berufungsverfahren vor dem Bayerischen Landessozialgericht sind in der 
Übersicht aller hierzu vorhandenen Dokumente gelb markiert.  

Die Kommunikation mit der Richterin Bergner vom 12. Senat des Bundessozialgerichts 
(BSG) ([IG_K-BG_2301] bis [IG_K_BG_2303]; S. 566-570) gehört dazu, denn sie hat 
versucht dem Vorsitzenden Richter Dr. Dürschke vom 4. Senat des Bayerischen 
Landessozialgerichts „Amtshilfe“ zu leisten und die Tatsachenfeststellungen über die 
Straftaten der Richter des 4. Senats als erfundene Beschwerde für nichtig zu erklären. 
Wahrscheinlich geht auch die vorhergehende Idee des Dr. Dürschke, die 
Straftatenbeschreibung als „Änderungsantrag“ zum Protokoll der mündlichen Verhandlung 
zu unterstellen und dann abzulehnen, auf sie zurück (([IG_K-LG_23042] und 
[IG_K_LG_23043]; S. 558-565). 

Die Diskrepanz in der Zählweise der Rechtsbeugungen (131 oder „nur“ 115) bitte ich zu 
entschuldigen; bei so viel Kriminalität kann man mit der Zählweise durcheinanderkommen. 

Die Seitenanzahl in Einzeldokumenten kann ggf. geringer gegenüber der Liste in ANLAGE 3 
sein, da z.B. unwichtige Sendenachweise weggelassen wurden. 

 



Verfahren (Klagen 3, 4 und 5) vor der 17. Kammer des Sozialgerichts München 

Übersicht über die vorhandenen Dokumente 

 

Die Verfahren nach den Klagen 3, 4 und 5 dienen nicht einer weiteren Erschöpfung des 
nationalen Rechtswegs (denn der ist erschöpft), sondern sind darauf zurück zu führen,  

a) dass die AOK Bayern (wie alle gesetzlichen Krankenkassen) bei ihrem Betrug auch noch 
mit schöner Regelmäßigkeit die betrügerischen Beiträge erhöht (hier: Erhöhungen 2019 und 
2017), 

b) dass sie diesen Betrug auch auf andere Bereiche anwendet (hier: Erstattung von 
Arzneimittel-Zuzahlungen bei chronisch Kranken) und  

c) dass der Beschwerdeführer auch weiterhin die dadurch gegebene Möglichkeit nutzt, den 
Richtern der Sozialgerichte weitere Straftaten nachzuweisen. Wie z.B. [IG_K-SG_23315], 
[IG_K-SG_23416], [IG_K-SG_23514] (siehe ANLAGE 3) zeigen, gelingt dies auch. 

 

Anmerkung:  

Das Dokument [IG_K-SG_23300] zeigt ganz nebenbei, dass die Klage 3 schon über 2 
Jahre auf eine gesetzeskonforme Bearbeitung wartet. Die Dokumente [IG_K-KK_2360] 
und [IG_K-KK_2361] zeigen, dass seit dem Bescheid der AOK Bayern vom 21.01.2017 
zur Erhöhung der ungesetzlich geforderten Beiträge und dem Widerspruch dagegen 
vom 02.02.2017 sogar über 4,5 Jahre vergangen sind ohne dass das Verfahren vor 
dem Sozialgericht München abgeschlossen ist. 

Soviel zu dem Irrglauben, das EGMR Piloturteilsverfahren „Rumpf gegen Deutschland“ 
hätte zu einer Verkürzung der Verfahren in der Bundesrepublik Deutschland auf 
angemessene Zeiträume geführt. 

 

 



 

 



 

 

 

Das Schreiben [IG_K-SG_23329] (S. 576-578) an das Sozialgericht München ist hier 
zusätzlich bei den Nachweisen zur AOK Bayern aufgenommen um zu belegen, dass die 
Verweigerung der Prozessfähigkeit durch die AOK Bayern vom Sozialgericht München 
gestützt wird. 

Das Schreiben [IG_K-SG_23512] (S. 632-648) an das Sozialgericht München ist hier 
zusätzlich bei den Nachweisen zur AOK Bayern aufgenommen um zu belegen, dass der 
Widerspruchsausschuss der AOK Bayern in den Widerspruchsbescheiden nichts weiter 
zusammenbringt als eine Ansammlung von Lügen. 

  



Kommunikation mit der AOK Bayern  

Übersicht über die in der IG homepage abgelegten Dokumente 

 

 

 

 



Der Beschwerdeführer verweist auf die „Application Form - 71. Anmerkungen“ 

Es ist einerseits erforderlich für den Nachweis der Einhaltung der 
Zulässigkeitsvoraussetzungen gemäß Artikel 35 Absatz 1 der Konvention die 
eingelegten Rechtsmittel und das Datum der letzten Entscheidung aufzuzeigen; es geht aber 
auch darum zu zeigen, dass nicht nur die Verletzung der Rechte des Beschwerdeführers das 
Thema ist, sondern dass in gleicher Weise 6,3 Mio Bundesbürger um ca. 20% ihrer 
Ersparnisse aus Kapitallebensversicherungen betrogen wurden bzw. werden mit einer 
aktuellen Betrugssumme von ca. 30 Milliarden Euro. 
Es ist deshalb notwendig aus der Anzahl der ca. 750 vorhandenen Beweisdokumente mit 
über 11000 Seiten („beigefügte Unterlagen“ S. 1) geeignet auszuwählen. 

Die der Beschwerde nachfolgend in ANLAGE 8 ausgewählten und beigefügten Dokumente 
im Wesentlichen aus der Kommunikation mit der AOK Bayern sind in der Übersicht aller 
hierzu vorhandenen Dokumente gelb markiert.  

Die Seitenanzahl in Einzeldokumenten kann ggf. geringer gegenüber der Liste in ANLAGE 3 
sein, da z.B. unwichtige Sendenachweise weggelassen wurden. 

 

 



Übersicht über die vorhandenen Dokumente zum Strafantrag 

gegen die Verantwortlichen der AOK Bayern wegen Nötigung 

 

 

 

 

Der Beschwerdeführer verweist auf die „Application Form - 71. Anmerkungen“ 

Es ist einerseits erforderlich für den Nachweis der Einhaltung der 
Zulässigkeitsvoraussetzungen gemäß Artikel 35 Absatz 1 der Konvention  die 
eingelegten Rechtsmittel und das Datum der letzten Entscheidung aufzuzeigen; es geht aber 
auch darum zu zeigen, dass nicht nur die Verletzung der Rechte des Beschwerdeführers das 
Thema ist, sondern dass in gleicher Weise 6,3 Mio Bundesbürger um ca. 20% ihrer 
Ersparnisse aus Kapitallebensversicherungen betrogen wurden bzw. werden mit einer 
aktuellen Betrugssumme von ca. 30 Milliarden Euro. 
Es ist deshalb notwendig aus der Anzahl der ca. 750 vorhandenen Beweisdokumente mit 
über 11000 Seiten („beigefügte Unterlagen“ S. 1) geeignet auszuwählen. 

Die der Beschwerde nachfolgend in ANLAGE 9 ausgewählten und beigefügten Dokumente 
aus der Verweigerung des Strafantrags gegen die Verantwortlichen der AOK Bayern 
wegen Nötigung durch die Staatsanwaltschaft München I und die 
Generalstaatsanwaltschaft in München sind in der Übersicht aller hierzu vorhandenen 
Dokumente gelb markiert.  

Die Seitenanzahl in Einzeldokumenten kann ggf. geringer gegenüber der Liste in ANLAGE 3 
sein, da z.B. unwichtige Sendenachweise weggelassen wurden. 
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